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Die deutsche staatliche Beeinflussung des Wirtschaftsverkehrs 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien*

Thema meines heutigen Vortrages ist, das w irtschaftspolitische Verhalten 
des deutschen Staates bei Beeinflussung des W irtschaftsverkehrs zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugo­
slawien zu erklären und aufzuklären. Den Begriff W irtschaftsverkehr grenze ich 
auf den W arenverkehr zwischen beiden Staaten ein. Auf die wirtschaftliche 
Zusam m enarbeit in  anderen Bereichen, wie dem Kapital-, Energie-, Agrar-, Verke­
hrssektor sowie dem Frem denverkehr, der industriellen Zusam m enarbeit und 
W issenschaft w erde ich im  Rahmen dieses Vortrages nicht eingehen.

Der Sachlogik der w irtschaftspolitischen S ituation entspricht die Unterschei­
dung nach

— Zielinterpretation,
— Analyse der w irtschaftlichen Lage und
— M aßnahmenprogrammierung.
Diesem analytischen D reischritt folgend, w erde ich zunächst auf die Bedeutung 

des Freihandelsprinzips als das Ziel im deutsch-jugoslawischen W irtschaftsverkehr 
eingehen.

Mit der D eklaration des Zieles is t es jedoch nicht getan. Es müssen Inform a­
tionen über die aktuelle w irtschaftliche Lage des H andelspartners Jugoslawien 
hinzukommen. Denn sonst stochert die staatliche Beeinflussung, gerade was die 
probaten Ansatzpunkte der politischen Interventionen betrifft, im Nebel.

Im  dritten  Schritt werde ich auf die bestehenden M aßnahmen der deutschen 
staatlichen Beeinflussung des W irtschaftsverkehrs zwischen unseren Ländern 
eingehen. Dabei gilt herauszufinden, inwieweit durch wirtschaftspolitische Beein­
flussung die zwischenstaatlichen Behinderungen im W arenverkehr zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der SFR Jugoslawien in Richtung auf das 
angestrebte Ziel Freihandel abgebaut w erden kannten.

1. DAS ZIEL IM DEUTSCH-JUGOSLAWISCHEN WIRTSCHAFTSVERKEHR

Die Entscheidungsfreiheit der Einzelwirtschaften um faßt das Recht, dort 
kaufen bzw. verkaufen zu können, wo es ihnen zur Nutzen- oder Gewinnmaximie­
rung vorteilhaft erscheint — unabhängig welche Staatsangehörigkeit der Tausch-
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P artner aufweist. Es grenzt an Aberwitz, wenn die Politik Bürger im  »wohlver­
standenen Eigeninteresse« dazu zwingen will, ein heimisches Produkt zu erwerben, 
obwohl sie eine ausländische Alternative vorziehen und diese bei gleicher Qua­
litä t auch noch billiger ist.

Im  gleichen Zuge erhöht Freihandel den binnenländischen W ettbewerbsgrad, 
und sei es bereits in Form  der potentiellen Konkurrenz. Entsprechend steigt die 
Produktivität in Herstellung und Produktqualität. Im porte nutzen den heimischen 
Abnehmern nicht n u r direkt, sondern auch indirekt, in dem  sie die inländischen 
Produzenten vergleichbarer Güter un ter Druck setzen, w ährend eine staatliche 
Exportsubvention den W ettbewerbsgrad im  Binnenangebot senkt. Es kommt 
sicherlich nicht von ungefähr, daß da, wo die Inländer auf ein heimisches Gut 
ohne Auslandskonkurrenze angewiesen sind, das Preisinteresse der Konsumenten 
das Nachsehen hat, und daß andereseits Güterexporteure, die aus politischen 
Gründen im Inland eine konkurrenzgeschützte M arktposition innehaben, M arktspal­
tung betreiben können, indem  sie das gleiche Gut im  Ausland billiger anbieten.

Freihandel läßt die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung über Speziali­
sierung und M assenproduktion nutzen und führt zu wechselseitigen Wohlstandszu- 
wächsen in den beteiligten Ländern. Nicht ein positiver Leistungsbilanzsaldo, 
sondern das erhöhte Niveau des Außenhandels gibt daher den wesentlichen Impuls 
zum  binnenländischen W irtschaftswachstum  ab.

Daß Freihandel eine »Utopie« wäre, is t ein ideologisches Vorurteil m it Selbst­
rechtfertigungsfunktion fü r die politischen Akteure. Mit der Möglichkeit zu 
adm inistrativen Interventionen im  grenzüberschreitenden. W arenverkehr bietet 
sich die Chance, »Politik zu treiben«. So kann, je  nach Lage der Dinge durch 
Ent-bzw. Belastungen den Wünschen bestim m ter heimischer Interessentengruppen 
entgegengekommen werden.

Der Protektionism us ist Ausfluß einer antiquierten nationalstaatlichen Tradi­
tion. Durch historisches Patina und Gewöhnung w ird er jedoch sachlich nicht 
richtiger: als Dauererscheinung kostet er auch der »geschützten« Bewölkerung 
W ohlstandschancen. Wer Politikerreden lauscht, könnte den Eindruck gewinnen, 
daß die Ausfuhr und dam it ihre staatliche »Förderung« per se von Wert sei. 
Indes, m it dem Export als solchem w ird eine Bevölkerung noch keineswegs 
»reicher«. Der reale W ohlstand w ächst erst m it dem korrespondierenden Im port, 
— ganz zu schweigen davon, daß des einen Landes Export des anderen Im port 
darstellt und um gekehrt, also die ganze Exportveranstaltung auf Dauer nur funktio­
niert, wenn wechselseitig auch entsprechende Im porte zugelassen werden.

2. DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE JUGOSLAWIENS

Der Freihandel ist der Grundpfeiler einer idealen W eltwirtschaftsordnung. Aber 
em pirisch läßt sich der Freihandel offensichtlich am schwierigsten nachweisen. 
Auch die Praxis der internationalen Handelspolitik zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der SFR Jugoslawien ist zum Teil im m er noch von Protektionismen 
durchsetzt. Die Ursache dafür liegt einerseits in der unterschiedlichen Wirt­
schaftsordnung, andereseits in der divergierenden W irtschaftsentwicklung. So 
stand die w irtschaftliche Lage Jugoslawiens im  Jahre 1988 im  Zeichen des Über­
gangs in eine Rezession und führte zu einem fast kom pletten Verfehlen der Ziel­
vorgaben.

Das Sozialprodukt als Meßzahl der gesam twirtschaftlichen Leistung ist im 
Jahre 1988 um  2% gesunken. Ob nach zwei Jahren m it »negativem W irtschafts­
wachstum« der Tiefpunkt erreicht is t und die Rezession überwunden ist, erscheint 
fraglich.

Die Rezession ging 1988 nicht m it einer Inflationsdrosselung einher. Vielmehr 
setzte sich der Geldwertverfall ungebrem st fort und erreichte im m er neue Re­
kordstände. Die Inflationsrate w ird nach letzten Prognosen im laufenden Jahr 
auf annähernd 600% steigen. Aufgrund der rapiden Geldentwertung könnte die 
Regierung un te r im m er stärkeren Druck geraten, vom vorgegebenen Kurs einer 
weiteren Preisliberalisierung abzulassen.

Lichtblicke sind allein in der außenwirtschaftlichen Entwicklung zu erkennen: 
Die W arenexporte versprechen auf Jahresbasis um  3% zu steigen. Für die re­
gistrierten Tourismuseinnahmen zeichnete sich 1988 ein Zuwachs um  25% auf
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2,0 Mrd. $ ab. Auch die privaten Transferzahlungen aus dem Ausland wachsen, so 
daß sich —• bei voraussichtlich nur um  3% steigenden W arenimporten — die 
Leistungsbilanz kräftig verbessert hat und einen Uberschuß von 1,8 Mrd. DM auf­
zeigt. Für 1989 ist ein abflachendes Exportwachstum  zu erw arten, da das Ange­
botssortim ent zu wenig m arktorientiert ist. Hinzukommen w ird eine leichte Im ­
porterhöhung bei einer anhaltenden Investitionsschwäche.

Die Arbeitslosenquote beträgt rd. 16%. Dabei nim m t die Beschäftigungszahl 
absolut leicht zu, was bei sinkendem Sozialprodukt eine Abnahme der Arbeitspro­
duktivität zur Folge hat. So betrug die Produtivitätsabnahm e 1988 ca. 3%.

Das Jahr 1988 brachte Jugoslawien spürbare Erleichterungen in der Schuldenbe­
dienung. Die Schuldendienstrate von Brutto-, Tilgungs- und Zinsleistungen an den 
gesamten Deviseneinnahmed konnte auf rd. 30% gesenkt werden. Mit den Gläubi 
gerbanken wurde eine Umschuldung für rd. 7 Mrd. $ vereinbart und m it den 
.Länderregierungen über zunächts 946 Mio. Diese Vereinbarungen verm inderten 
die Überweisungen an die Auslandsgläubiger 1988 um  2,2 Mio. $. 1989 m acht die 
Entlastung voraussichtlich 1,6 Mrd $ aus.

Die Leistungsbilanz m it dem konvertiblen Bereich schloß in den ersten acht 
M cnaten m it einem deutlich erhöhten Überschuß ab (+1,59 Mrd. $). Dafür war 
picht nur der Abbau des Handelsbilanzdefizits (auf — 259 Mio $), sondern auch 
der Anstieg des Aktivsaldos in der Dienstleistungs- und Ubertragungsbilanz (auf 
+ 1,83 Mrd $) maßgeblich.

Die Handelsentwicklung m it der Bundesrepublik Deutschland trug 1988 entschei­
dend dazu bei, daß sich das jugoslawische Defizit im EG-Handel nachhaltig ver­
ringert ha t (bis Septem ber auf — 114 Mio $ nach — 599 Mio in den ersten drei 
Quartalen 1987). Dabei gingen die W arenimporte aus der Bundesrepublik Deutsch­
land um 3% auf 1,50 Mrd. $ zurück, bei einem Anstieg der Exporte um  8,4% auf 
1,02 Mrd $. Zu beachten ist dabei, daß in der jugoslawischen S tatistik  u.a. die 
Lohnveredeiungsarbciten nicht erfaßt werden.

Die Leistungsbila.nz m it der Bundesrepublik Deutschland schließt nach 
deutschen Angaben dank Gastarbeiter-Überweisungen und Ausgaben deutscher 
Touristen schon seit Jahren m it einem deutlichen Aktivsaldo zugunsten Jugo­
slawiens ab. wobei sich der Überschuß jedoch zuletzt abflachte (nach neuesten 
Angaben 1987 ca. +  1,25 Mrd DM. In b ilateraler Durchführung einer Umschuldung­
svereinbarung kam  es im ’ Oktober in Bonn zur Unterzeichnung eines Umschul­
dungsabkommens über 312 Mio DM (davon 213 Mio. DM Tilgung und 99 Mio. DM 
Zinsen). Anfang Juni hatte  die Bundesrepublik Deutschland Jugoslawien eine 
kurzfristige Überbrückungshilfe in Höhe von 172 Mio. DM gewährt.

Auf kürzere Sicht ist davon auszugehen, daß die jugoslawische W irtschaft auch 
1990 noch keine verläßliche Basis vorfinded wird, um  die W irtschaftskrise 
bewältigen zu können. Offene ideologische Fragen und mangelde Gradlinigkeit. der 
W irtschaftsführung lassen die Umsetzung der — eher mittel- und langfristig 
angelegten •—• Reform m aßnahm en ungewiß erscheinen.

Durch Einbau von M arktelementen in die Selbstverwaltungswirtschaft soll die 
W irtschaft reform iert werden. Ziel dieser M aßnahmen ist die Erschließung neuer 
Geldquellen für die illiquide vergesellschaftete  W irtschaft In- und ausländisches 
Kapital soll angesogen werden, bei so wenig wie nötig Abstrichen am geltenden 
System des Selbstverwaltungssozialismus.

3. DIE WIRTSCHAFTSPOLITISCHE BEEINFLUSSUNG DES 
WIRTSCHAFTSVERKEHRS

Von diesem Befund der aktuellen jugoslawischen W irtschaftslage ausgehend, 
ist die Entwicklung im deutsch-jugoslawischen W irtschaftsverkehr als ein bede­
utender Intcgrationsprozess in Richtung auf das angestrebte Ziel Freihandel zu 

erstehen: durch w irtschaftspolitische Beeinflussung sollen die zwischenstaat­
lichen Behinderungen des Waren-, Dienstleistungs- und K apitalverkehrs zwischen 

er Bundesrepublik Deutschland und der SFR Jugoslawien sukzessive soweit redu­
ziert werden, bis im Endzustand auf breiter Front das Freihandelsprinzip 
dominiert.
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Das wichtigste Instrum ent dieses Integrationsprozesses is t das GATT-Abkom- 
men, dem inzwischen rund 90 Staaten beigetreten sind, darun ter auch Jugosla­
wien. Als Grundregeln des Abkommens gelten:

a) ein Verbot, bestehende Handelsbeschränkungen zu verschärfen oder neue 
einzu führen;

b) ein prinzipieller Ausschluß von Kontingentierungen (mit Ausnahmen);
c) das Prinzip einer allgemeinen Meistbegünstigung: alle handelspolitischen 

Vergünstigungen, die ein Mitglied einem anderen Land (innerhalb und außer­
halb des GATT) einräum t, müssen undebingt allen anderen GATT-Partnern 
gew ährt werden);

d) der Grundsatz, daß, wenn ein Land schon Schutzmaßnahmen zu bedürfen 
m eint, das Instrum ent n icht-tarifärer Handelsbeschränkungen ausgeschlossen 
bleibt;

e) das Recht, daß bei Verletzung der GATT-Regeln durch eine Vertragspartei 
betroffene andere M itglieder m it Retorsionsmaßnahmen reagieren dürfen.

Die hohen W achstum sraten im deutsch-jugoslawischen W irtschaftsverkehr seit 
dem zweiten Weltkrieg sind zu einem erheblichen Teil den GATT-Aktivitäten zu 
verdanken.

W eitere Präferenzräum e im deutsch-jugoslawischen W irtschaftsverkehr basi­
eren auf dem Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und der SFR Jugoslawien vom 2. April 1980. Das Kooperationsabkom m en hat 
eine umfassende und langfristige Zusam m enarbeit zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der SFR Jugoslawien zum Ziel. Es ist auf eine unbegrentze Zeit 
abgeschlossen und ist in seiner Art einmalig. Die m it dem Abkommen begrqüdete 
Zusam m enarbeit um faßt alle ökonomischen Bereiche.

Das Abkommen berüh rt nicht Jugoslawiens Stellung als begünstigtes Land des 
allgemeinen Präferenzsystem s der Gemeinschaft (APS). Bis einschließlich 1980 
w ar Jugoslawien einer der Hauptnutznießer des von der Gemeinschaft am  1. 
Juli 1971 eingeführten APS Ab 1981 änderte sich die Situation. Jugoslawwien 
nahm  das APS weniger in Anspruch, da ihm  das Kooperationsabkom m en günsti­
gere bilaterale Regelungen bot.

Mit diesem Kooperationsabkommen w ird Neuland beschriften, und dank der 
Einbeziehung neuer Bereiche, wie dem Energie-, Agrar-, V erkehrssektor sowie dem 
Frem denverkehr, der industriellen Zusam m enarbeit und W issenschaft, reicht die 
K ooperation viel weiter, als es bei den übrigen M ittelm eeresabkom m en der Fall 
ist.

Im  W arenverkehr zielt das Abkommen darauf ab, den Handel zwischen den 
V ertragspartnern zu fördern. Im  Hinblick auf die angestrebte Ausweitung des 
Handels m it Jugoslawien und dem unterschiedlichen Entwicklungsstand Jugo­
slawiens im  Vergleich zur Gemeinschaft is t zunächst darauf verzichtet worden, 
schon zum Zeitpunkt des Inkrafttre tens des Vertragswerks eine Freihandelszo­
nenregelung m it strenger Gegenseitigkeit bei der Beseitigung von Handelshem­
mnissen zu vereinbaren. Die Gemeinschaft öffnete zwar ihren M arkt fü r jugo­
slawische Produkte, verzichtete aber zunächst auf Reziprozität. Das langfristige 
Ziel der E rrichtung einer Freihandelszone gemäß Artikel XXIV GATT soll im 
Zuge der vertraglich vorgesehenen Überprüfungen des Abkommens durch schrit­
tweise Beseitigung der Hemmnisse im W arenverkehr erreicht werden. Die Ge­
m einschaft räum t Jugoslawien den freien Zugang zu ihrem  M arkt für alle gewer­
blichen Waren und Rohstoffe un ter Befreiung von Zöllen und mengenmäßigen 
Beschränkungen ein, wobei allerdings lediglich fü r den Stahlhandel die Zollfreiheit 
durch jährlich  festgesetzte Zollplafonds beschränkt ist und fü r Textileinfuhren 
mengenmäßige Beschränkungen nach dem W elttextilabkommen bestehen.

3.1. Einfuhrbeschränkungen durch Zollplafonds im  Stahlhandel

H inter diesen bedeutenden Schritten zur Liberalisierung des W irtschaftsver­
kehrs zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dam it der Bundesrepublik 
Deutschland auf der einen und  Jugoslawien auf der anderen Seite, wie sie im 
Kooperationsabkommen festgeschrieben ist, steht die Erkenntnis, daß die Öko-
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nomischen Argumente, die fü r die Einführung eines Im portzolls vorgebracht 
zu werden pflegen, sachlich sam t und sonders auf Schwaden Füßen stehen. Denn 
das Motiv der Zollerhebung liegt darin, die heimische Produktion von auslän­
discher Konkurrenz zu schützen. Einfuhrzölle errichten Handelsschranken, m it 
denen die einschlägigen Inlandspreise im  Ausmaß der Ausgabebelastung von den 
W eltm arktpreisen abgekoppelt werden.

Für die Einführung eines Im portzolls w ird häufig das Beschäftigungsargument 
vorgebracht: curch die zollbedingte Verteuerung soll die Konkurrenz auslän­
discher Güter zurückgedrängt und die Binnennachfrage auf Inlandsprodukte m it 
einer entsprechenden heimischen Beschäftigung umgelenkt werden.

Indes, der mögliche Beschäftigungseffekt ist volkswirtschaftlich nu r erwünscht, 
wenn im Inland unterausgelastete Produktionskapazitäten vorhanden sind. Und 
selbst in diesem Fall muß im m er noch eine Gegenrechnung aufgem acht werden: 
m it der Zollerhebung w ird »Arbeitslosigkeit« ins Ausland verlagert; kom m t es 
dort zu Gegenmaßnahmen, etw a durch Retorsionszylle, sinkt die Auslandsnachfrage 
und dam it der Beschäftigungsgrad der Exportindustrie im  Ausgengsland, so daß 
hier der anfänglich positive Beschäftigungseffekt der Zollerhebung im gesam tw irt­
schaftlichen Endergebnis wieder zunichte gemacht wird. Was bleib’t, ist die 
politische Verw ertbarkeit des Instrum ents ails Anti-Dumping-Zoll, als Gegen­
maßnahme gegen den Protektionism us des H andelspartners (Retorsionszoll) oder 
als Strafzoll im Rahmen w irtschaftlicher Sanktionen, der bis zum Prohibitivzoll 
gehen kann. Aber alles das verm ag natürlich nicht den gravierenden Nachteil des 
Instrum entes aufzuwiegen, der in der Beeinträchtigung der internationalen Arbeit­
steilung und des internationalen Austauschniveaus m it der Folge eines allgemeinen 
W ohlstandsverluster besteht.

In Erkenntnis dieses ökonomischen Sachverhalts besteht eine Einschränkung 
der Zollfreiheit im deutsch-jugoslawischen W irtkchaftsverkehr nu r noch bei einigen 
Stahlprodukten.

Im  Rahmen des Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen Geme­
inschaft fü r Kohle und Stahl (EGKS) und Jugoslawien sind der jugoslawischen 
Seite fü r die E infuhr von Stahlprodukten in die Gemeinschaft verschiedene 
Zollplafonds eingeräum t worden.

Nach Ausuntzung der zollfreien Jahreshöchstm engen gilt fü r jugoslawische 
Stahllieferungen in die Europäische Gemeinschaft und dam it auch in die Bundes­
republik Deutschland das EG-Basispreissystem. Das U nterschreiten dieser Preise 
begründet eine — widerlegbare — Vermutung, daß die jeweilige Lieferung zu 
Dumpingpreisen im portiert wurde.

Nach Prüfung der Preise fü r jugoslawische Stahlexporte in die Europäische 
Gemeinschaft sah sich die EG gezwungen, Antidumpingzölle fü r kaltgewalzte 
Feinbleche, W arm breitband, Grob- und Mittelbleche und fü r S tahlrohre wieder­
einzuführen, um  dem Verdacht auf Dumping entgegenzutreten.

An dieser Stelle muß deutlich gesagt werden, daß die Bundesrepublik das im 
Kooperationsabkommen vorgesehene Schutzinstrum ent der W iederanwendung von 
norm ativen Zöllen nach Ausnutzung der im  Abkommen vorgesehenen zollfreien 
Jahreshöchstm engen äußerst zurückhaltend anwendet. Entsprechende Wünsche 
der deutschen Industrie w erden von der Bundesregierung sehr kritisch auf ihre 
Berechtigung geprüft, um  Sinn und Zweck des Kooperationsabkommens Geltung 
zu verschaffen. Die Bundesregierung ha t sich im m er fü r eine Antidumpingpolitik 
ausgesprochen, die in voller Übereinstimmung m it dem GATT-Antidumpingkodex 
steht. Ziel deutscher Antidumpingpolitik ist hierbei in erster Linie, den M ißbrauch’ 
des A ntidum pinginstrum ents zu protektionistischen Zwecken zu verhindern.

Die Bundesrepublik Deutschland befürw ortet dann aber angemessene Gegenmaß­
nahmen, wenn der Nachweis erbracht ist, daß Dumpingeinfuhren zu einer bedeu­
tenden Schädigung eines bestehenden Wirtschaftszweiges der Gemeinschaft geführt 
haben. In  der Regel zieht die deutsche Seite die Annahme von Preisverpflichtungen 
der Verhängung eines Antidumpingzolls vor. Eine einvemehmliche Lösung erscheint 
in den m eisten Fällen am  besten geeignet, unverfälschte W ettbewerbsbedingungen 
für die Gemeinschaftsindustrie wieder herzustellen und gleichzeitig weitgehend 
eine Störung des internationalen Handels zu vermeiden. Im  übrigen sieht Artikel 
38 des Kooperationsabkommens eine K onsultation vor, bevor Antidumpingmaß­
nahm en ergriffen werden.
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Betonen möchte ich, daß im deutsch-jugoslawischen Handel das nationale 
deutsche Preisprüfungsverfahren nicht angewendet wird. Dieses Verfahren gilt 
nur für den Außenhandel m it den Staatshandelsländern. Das Bundesam t für 
W irtschaft p rü ft in diesem Verfahren, ob bestim m te E infuhren in derart über­
höhten Mengen und zu solchen Preisen erfolgen, daß ein erheblicher Schaden 
für die Erzeugung gleichartiger Waren in der Bundesrepublik e in tritt oder ein­
zutreten droht und ob dieser Schaden im Interesse der Allgemeinheit abgewendet 
werden muß.

3.2. Einfuhrbeschränkungen durch Kontingentierung im Textilhandel

Wie in vergleichbaren Verträgen m it D rittländern üblich, enthält das Koopera­
tionsabkommen Schutzklauseln, die Kontingentierungen zulassen, wenn Einfuhren 
in bestim m ten W irtschaftszweigen ernste Störungen hervorrufen, oder wenn 
Schwierigkeiten auftreten, die zu einer schwerwiegenden Verschlechterung der 
w irtschaftlichen Lage in einer Region führen können, oder wenn Zuhlungs- 
bilanzsciiwierigkeiten eines oder m ehrerer M itgliedsstaaten der Gemeinschaft oder 
Jugoslawiens eintreten oder ernstlich drohen. Dabei ist die periodische.

Kontingentierung des grenzüberschreitenden Verkehrs ¡bestimmter Waren 
das dem Intensitätsgrad nach schärfste Restriktionsinstrum ent, In der Funktion 
zur Beschränkung von Einfuhren ist das Kontingentierungsinstrum ent Im port­
zöllen überlegen: es w irkt auch da, wo eine niedrige Preiselastizität der Nachfrage 
Inländer Im portgüter auch dann kaufen läßt, wenn sie durch Zölle verteuert 
sind. Auch können Zölle, was ihre Wirkung im  Zeitverlauf betrifft, von den 
ausländischen Anbietern möglicherweise durch eine vorteilhaftere Kostengestaltung 
unterlaufen werden.

Derartige Schutzklauseln bestehen auf Grundlage des Kooperationsabkommens 
im W irtschaftsverkehr zwischen der SFR Jugoslawien und der Bundesrepublik 
Deutschland nicht mehr. Die früher üblichen besonderen Kooperationsquoten 
nach dem Kooperationsabkommen sind Ende 1988 ausgelaufen.

Gleichwohl gibt es im Textilhandel weiterhin Kontingentierungen, auf die ich 
im folgenden eingehen möchte.

Grundlage der Textilhandelspolitik gegenüber Jugoslawien ist das seit 1974 
bestehende W clttextilabkommen, dem Jugoslawien als GATT-Mitglied beigetreten 
ist. Im  Exportlizenzbereich des W elttextilabkommcns standen zunäclits nur 
relativ kleine Kontingente zur Verfügung. Erhebliche Engpässe bei einigen Kate­
gorien in den Jahren 1983—1985 wurden in den folgenden Jahren durch entspre­
chende Quotenanpassungen beseitigt.

Die Kontingentausnutzung ist aber noch nicht optimal. Die W irtschaftskam m er 
Belgrad, die für die Ausstellung jugoslawischer Exportlizenzen verantwortlich 
ist, bem üht sich neuerdings um  eine Verbesserung des Ausnutzungsgrades, indem 
sie — erstam ls für 1989 — auf 45 Tage befristete Exportlizenzen ausstellt.

Auch ein stärkerer Inform ationsaustausch über erteü te  Exportlizenzen, erteilte 
Einfuhrgenehmigungen, Stornierungen etc. w äre ein w eiterer Weg zu einer höheren 
Quotenausnutzung.

Insgesam t kann festgestellt werden, daß zur Zeit erfreulicherweise keine 
Probleme im Rahmen der genehmigungspflichtigen Textileinfuhr zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Jugoslawien bestehen. Im  übrigen gibt es 
zwischenzeitlich auch nu r noch bei sechs W arenkategorien Einfuhrbeschrän­
kungen.

Der Schwerpunkt bei Textileinfuhren aus Jugoslawien liegt aber nicht im 
Exportlizenzbereich des W elttextilabkommens, sondern im Bereich der Einfuhren 
nach passiver Lohnveredelung.

Der Anteil der PV-Emfuhren an den Gesamteinfuhren beträg t etwa 80o/o. Auf 
diesem Einfuhrbereich w irkt sich aber heute auf deutscher Seite insbesondere 
die SOVo-Umsatzklausel als Bremse im deutsch-jugoslawischen Handel mit Textil­
w aren nach passiver Lohnveredelung aus. Die Umsatzklausel besagt: der Grenz­
übergangswert für Einfuhr nach passiver Lohnveredelung darf 30% des berei­
nigten Nettoumsatzes von entsprechenden Waren nicht übersteigen, die für 
Rechnung der antragstellenden Firmen im W irtschaftsgebiet hergestellt worden 
sind.
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3.3. Ausfuhrbeschränkungen bei Embargowaren

Bislang habe ich über die deutsche staatliche Beeinflussung des W irtschafts­
verkehrs bei der Einfuhr von Waren in die EG und insbesondere in die Bundes­
republik Deutschland gesprochen. Eine staatliche Beeinflussung gibt es jedoch 
nicht nur im Rahmen der Einfuhr, sondern auch bei der Ausfuhr aus der Bundes­
republik Deutschland nach Jugoslawien. Ich denke hier an  die sog. Embargowaren, 
deren Ausfuhr aus sicherheitspolitischen Gründen Beschränkungen unterliegt.

Natürlich verlangt das Freihandelsprinzip nicht, vorrangige Sicherbeitsinter­
essen eines Landes zu vernachlässigen. I;m Bereich des Handels m it ausfuhr­
genehmigungspflichtigen Waren bestehen zwischen deutschen und jugoslawischen 
Unternenmen rege Handelsbeziehungen.

Im  Rahmen des Ausfuhrgenehmigungsverfahrens w ird Jugoslawien nicht zu 
den S taatshandelsländem  gezählt, sondern als westliches Ausland behandelt. Von 
oestim m ten W ertgrenzen an muß der deutsche Exporteur seinem Antrag lediglich 
einen jugoslawischen Endverbleibsnachweis beifügen. Dabei handelt es sich um 
ein fm portzertifikat, das von der Jugoslawischen H andelskam m er in Belgrad 
ausgestellt und vom Bundesam t fü r W irtschaft anerkannt wird. Wenn es also im 
deutsch-jugoslawischen Handel m it sensiblen Gütern Probleme gibt, dann im 
wesentlichen nu r wegen des höheren adm inistrativen Aufwands. Insofern ist Ju­
goslawien nicht schlechter gestellt, als z. B. die westlichen N achbarstaaten der 
j^unüesrepublik. Denn die Exportbeschränkungen bei sensiblen Produkten gelten 
weltweit, um  Umgehungseinfuhren zu verhindern.

4. ERGEBNIS

Das Ziel im Freihandel im deutsch-jugoslawischen W irtschaftsverkehr ist noch 
nicht erreicht. Im  Hinblick auf den unterschiedlichen Entwicklungsstand Jugosla­
wiens im Vergleich zur Gemeinschaft und wegen der im m ensen wirtschaftlichen 
Probleme Jugoslawiens w ird eine Freihandelszonenregelung m it strenger Rezipro­
zität auch in kurzer Frist nicht zu realisieren sein. Diq Gemeinschaft öffnete 
ihren M arkt für jugoslawische Güter m it Ausnahme von Stahl und Textilprodukten, 
verzichtete aber auf strenge Gegenseitigkeit. Die deutsche staatliche Beeinflussung 
des W irtschaftsverkehrs ha t dazu geführt, Handelshemmnisse abzubauen.

Das hohe Niveau des Außenhandels zwischen .unseren Ländern beweist, welche 
Vorteile die internationale Arbeitsteilung fü r beide Seiten bringt. Nicht Protektio­
nismus als Ausfluß einer antiquierten nationalstaatlichen Tradition, sondern die 
internationale Arbeitsteilung w ird auch künftig zu wechselseitigen W ohlstandszu­
wachsen in unseren Ländern führen.

S a ž e t a k

Strukturna đominanta rada je na em pirijskim  argumentima zasnovano pro­
mišljanje uloge koju državni organi (SR Njemačke) im aju ili/i trebaju im ati u 
robnoj razmjeni kao ključnom  segm entu ukupnog privrednog prom eta između  
SR Njem ačke i SFR Jugoslavije. U toj konotaciji autor elaborira aktualne pri­
vredne prilike u obje zemlje. Pri tome u m arkantnim  razvojnim  disproporci­
jama i ekonom skoj recesiji u Jugoslaviji fiksira prvu objektivnu strategijsku  
barijeru bržoj ekspanziji robnog prom eta u kraćem vrem enskom  razdoblju, 
posebno u sm islu institucionaliziran ja slobodne trgovinske zone.

S druge strane, izvjesniju šansu za veće prisustvo jugoslavenskih roba na 
evropskom i posebno zapadnonjemačkom tržištu autor vidi u tendenciji libe­
ralizacije robnog prom eta (osim čelika i tekstila) pri čemu ne inzistira na 
strogom eksportno-importnom reciprocitetu. Skeptičan prema svim  tipovima 
i oblicima protekcionizma u međunarodnom robnom prometu, autor se ovim  
radom legitimirao kao zagovornik slobodne cirkulacije roba i još otvorenije 
međunarodne podjele rada.


